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Alsleben: Frau Professorin Grimm, 
Sie hatten mit Ihrem Sachverstän-
digengutachten eine etwas unge-
wöhnliche Reaktion. Rot-Grün hat 
sich gefreut über Ihre Steuer
erhöhungs-Vorschläge. Schwarz-
Gelb hat das abgelehnt. Ist jetzt 
der Sachverständigenrat nach links 
gerutscht? 
Grimm: Nein, der Sachverständigen-
rat leitet seine Einschätzungen aus 
wissenschaftsbasierter Analyse ab. 
Wir haben unsere Vorschläge in den 
Kontext gesetzt: Im aktuellen Inflati-
onsumfeld wäre es auch ein Anliegen 
von Ordoliberalen, zielgerichtet zu 
entlasten, um die Staatsfinanzen zu 
schonen und die Inflation nicht unnö-
tig durch fiskalische Maßnahmen an-
zuheizen. Das gelingt, indem man nur 
denjenigen Entlastung zukommen 
lässt, die stark von der Inflation be-
troffen sind und gleichzeitig die Belas-
tungen nicht selbst tragen können, 
etwa aufgrund von niedrigen oder 
mittleren Einkommen. Dem würden, 
glaube ich, viele Ökonomen zustim-

Die Wirtschaftsweise Prof. Veronika Grimm spricht  
im Interview mit Mittelstandsmagazin-Chefredakteur 
Thorsten Alsleben über die Gaspreisbremse, den Fach-
kräftemangel – und was sie als Wirtschaftsministerin 
anders machen würde.

VERONIKA GRIMM IM INTERVIEW

„Der Tankrabatt hat  
auch viele begünstigt,  
die man gar nicht 
entlasten musste.“

men. Nun wurden aber viele Maßnah-
men gerade nicht zielgerichtet, son-
dern mit der Gießkanne gestaltet. Die 
Gelder sind einfach vielen zugutege-
kommen, die der Staat gar nicht ent-
lasten muss, weil sie die Verluste 
selbst tragen können. Und dann ha-
ben wir eben gesagt, im Gegenzug 
könnte man überlegen, sich durch 
zeitlich befristete Maßnahmen einen 
Teil wieder zurückzuholen. 

Alsleben: Aber das trifft ja genau  
80 Prozent des Mittelstandes! Die 
ganzen Personengesellschaften 
zahlen die Einkommensteuer, die 
ganzen Freiberufler, Selbststän
digen. Die werden in so einer 
Situation noch mal belastet. 
Grimm: Zum Beispiel hat der Tankra-
batt auch viele begünstigt, die man 
gar nicht entlasten musste. Gerade 
bei den Unternehmen wird der Staat 
viele Unternehmen entlasten, die ent-
weder gar nicht so stark durch Ener-
giekosten belastet sind, weil der Ener-
giekosten-Anteil gar nicht so groß ist, 
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gen. Wenn wir mehr Resilienz wollen, 
müssen wir Abhängigkeiten – insbe-
sondere von China – reduzieren. Das 
wird das Wachstumspotential kurz
fristig weiter reduzieren – in einer 
Zeit, in der wir schon einen Wohl-
standsverlust hinnehmen müssen. 
Und vor diesem Hintergrund finde ich 
es nicht ganz unwichtig, darauf zu 
achten, die Verschuldung im Rahmen 
zu halten.

Alsleben: Kommen wir zur Gas-
preisbremse, an der Sie maßgeblich 
mitgearbeitet haben. Da gab es 
mehrere Kritikpunkte. Zum einen, 
im Dezember gibt es jetzt eine klei-
ne Hilfe mit diesem Abschlag und 
dann ab März die Entlastung rück-
wirkend. Wie sollen Unternehmen 
in der Winterlücke im Januar und 
Februar ihre Liquidität sichern? 
Grimm: Wichtig bei der Gaspreis-
bremse ist es, dass die Verbraucher 
entlastet werden, aber gleichzeitig 

der Gas-Sparanreiz erhalten bleibt. Es 
wird nun entsprechend unserer Emp-
fehlung so umgesetzt, dass man mit 
jeder Kilowattstunde, die man ein-
spart, seine Rechnung um den hohen 
aktuellen Marktpreis verringert. Spar-
anreize bleiben also voll erhalten. Die 
Entlastung kommt bei den Kunden als 
Einmalzahlung an, die proportional zu 
ihrem historischen Verbrauch ist und 
die Kostenbelastung auf ein Niveau 
senkt, das ungefähr in Zukunft zu er-
warten ist, das nennen wir „New Nor-
mal“. Dieses Kostenniveau ist höher 
als die historische Kostenbelastung, 
da die Gaspreise in Zukunft nicht auf 
das historische Niveau zurückgehen 
werden – LNG wird teurer sein als das 
russische Gas.

oder auch solche, die ihre Kostenstei-
gerungen an die Verbraucher weiter-
geben können. Unser Vorschlag ist 
schon auch der Wink mit dem Zaun-
pfahl an die Politik, zu sagen: Kümmert 
euch mal darum, dass ihr besser, ziel-
gerichteter entlasten könnt, wenn sol-
che Krisensituationen eintreten. Da 
sind wir aktuell nicht gut aufgestellt.  

Alsleben: Wir haben in diesem Jahr 
über 50 Milliarden Euro Mehrein-
nahmen gegenüber 2021. Im nächs-
ten Jahr werden es über 100 Milliar-
den Euro sein. Braucht man da 
überhaupt Steuererhöhungen? 
Grimm: Wir nehmen auch in großem 
Umfang Kredite auf. Man muss schon 
sehen, dass wir die Finanzierung der 
Entlastungen über eine Erhöhung der 
Staatsverschuldung realisiert haben. 
Nun stehen wir in Deutschland einer-
seits gut da, weil aufgrund der Schul-
denbremse der Staatsschuldenstand 
niedrig war. Wir dürften auch relativ 

schnell wieder von den Schulden run-
terkommen, wenn uns jetzt nicht noch 
viele weitere Krisen treffen. Aber die 
Tilgungspläne belasten künftige Ge-
nerationen und reduzieren deren 
Spielräume. Und das in einer Zeit, in 
der geopolitische Veränderungen die 
Rahmenbedingungen für Europa 
schwieriger machen. Unser Appell ist 
es, die Programme auszubalancieren, 
also nicht leichtfertig die zukünftigen 
Generationen zu belasten, sondern zu 
überlegen, wer auch heute etwas 
stemmen kann. Was wir in unserem 
Gutachten besonders fokussieren, 
sind die Herausforderungen der Zu-
kunft: Wettbewerbsfähigkeit, Ener-
gie, Fachkräfte, Herausforderungen 
aufgrund geopolitischer Veränderun-

„Eine Verlängerung der Laufzeiten  
der Kernkraftwerke würde im Jahr 2024  
eine Strompreisreduktion zwischen acht  
und zwölf Prozent bringen.“
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Alsleben: Sie beziehen sich da nur 
auf Gas. Was ist mit Pellets und Öl? 
Da sind ja auch viele betroffen von 
den Preissteigerungen. 
Grimm: Von Preissteigerungen, ja. Die 
Preissteigerungen bei Pellets und Öl 
sind ungefähr eine Verdopplung der 
Kosten, teilweise eine 2,5-Fachung. Wir 
haben aber bei Gas eine Verzehnfa-
chung der Preise im Großhandel erlebt. 
Sie sind weiterhin auf historisch hohem 
Niveau und werden nicht vor 2024 wie-
der deutlich sinken. Und diese Kosten 
kommen jetzt langsam bei den Gas-

kunden an. Das bedeutet, dass die Gas-
rechnung sich verfünffacht bis ver-
achtfacht. Dieser Kosten-Tsunami, den 
können die meisten Haushalte und 
auch viele Unternehmen nicht stem-
men. Den will man abfangen. Und zwar 
etwa so weit, dass sich die Gaspreise 
nur verdoppeln, statt sich zu veracht-
fachen. Die Gaspreisbremse sollte so 
ausgestaltet sein, dass die Gaskunden 
in etwa so stark belastet sind wie die 
Pellet- und Öl-Kunden. Und wenn je-
mand – etwa aufgrund eines niedrigen 
Einkommens – nicht in der Lage ist, die 
Verdopplung seiner Gaskosten zu tra-
gen, dann muss über eine Härtefallre-

modell hat oder Schwierigkeiten hat, 
seine Transformation hin zu erneuer-
baren Energien schnell genug umzu-
setzen, der wird unter Druck geraten. 
Daher wird es teilweise zu Standort-
Verlagerungen kommen und es muss 
schneller als erwartet eine Diskussion 
stattfinden, ob man bestimmte Sekto-
ren aus strategischen Gründen halten 
soll. Man kann natürlich nicht für die 
gesamte Wirtschaft dauerhaft den 
Energiepreis unter dem Niveau der 
Marktpreise fördern. Aber man muss 
schon schauen, wo es zu Abwanderung 
kommt, die uns zum Beispiel in neue 
Abhängigkeiten bringt. 

Alsleben: Betrachten wir die Ange-
botsseite. Sie fordern die Verlänge-
rung der Laufzeiten für Kernkraft-
werke. Aber man hätte ja auch die 
drei, die noch lauffähig wären, 
reaktivieren können. Dann hätten 
wir mehr CO2-armen Strom. War-
um haben Sie das nicht vehement 
gefordert? 
Grimm: Es ist unklar, ob es sich loh-
nen würde, für alle Brennstäbe zu be-
schaffen. Der Preiseffekt ist schon si-
gnifikant. Wir haben das für die drei 
noch laufenden Kernkraftwerke ge-
rechnet. Eine Verlängerung der Lauf-
zeiten der Kernkraftwerke würde im 
Jahr 2024 eine Strompreisreduktion 
zwischen acht und zwölf Prozent brin-
gen. Ob man jetzt die weiteren Kern-
kraftwerke auch noch hinzuholen soll-
te? Es gäbe einen weiteren preissen-

gelung diesen Leuten noch weiterge-
hend geholfen werden. Aber das sollte 
man dann wirklich einkommensabhän-
gig machen.  

Alsleben: Sie haben im Frühjahr 
gesagt, man solle Energiekosten 
auch nicht für die Unternehmen zu 
sehr dämpfen, weil es eigentlich gut 
ist, dass wir hohe Preise haben, da-
mit Energie gespart wird. Das führt 
natürlich in vielen Fällen dazu, dass 
sich Produktion in Deutschland 
nicht mehr lohnt, weil woanders die 
Energiepreise geringer sind. 
Grimm: Ja, genau. Man muss bei den 
Kosten entlasten, aber gleichzeitig die 
hohen Preise wirken lassen. Wir sehen 
ja jetzt aktuell die Verzehnfachung der 
Energiepreise und es geht wieder run-
ter. Aber das alte Niveau werden wir 
nicht mehr erreichen, sondern es wird 
voraussichtlich eine Lücke zu den his-
torischen Gaspreisen bleiben. In 
Deutschland hatten wir historisch Gas-
preise zwischen 15 und 20 Euro pro 
MWh am Großhandel und jetzt legen 
die Terminmärkte und energiewirt-
schaftliche Berechnungen eher einen 
mittelfristigen Preis zwischen 40 und 
60 Euro nahe. Also haben wir vorge-
schlagen, die Entlastung so zu gestal-
ten, dass Haushalte und Unternehmen 
ab sofort auf dem Niveau dieser „neu-
en Normalität“ sind. Schon das wird 
bei den Unternehmen zu einer Selekti-
on führen. Wer unter den Rahmenbe-
dingungen kein tragfähiges Geschäfts-

Veronika Grimm studierte Volkswirt-
schaftslehre und Soziologie in Hamburg  
und Kiel und promovierte 2002 an der 
Humboldt-Universität Berlin. Nach ihrer 
Promotion lehrte und forschte sie an der 
Universität Alicante, Spanien, am CORE 
(Université Catholique de Louvain, Belgien) 
und ECARES (Université Libre de Bruxelles, 
Belgien) sowie an der Universität Köln, wo 
sie 2008 habilitierte. Seit 2008 ist Prof. 
Grimm Inhaberin des Lehrstuhls für Wirt-
schaftstheorie an der Universität Erlangen-
Nürnberg und Direktorin des „Laboratory 
for Experimental Research Nuremberg 
(LERN)“. Seit 2020 gehört die 51-Jährige dem 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung an.

„Wir sollten in der Tat 
deutlich mehr auf den 
Emissionshandel setzen.“
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kenden Effekt. Aber mit zunehmen-
dem Ausbau von Erneuerbaren wür-
den sie diese immer mehr aus dem 
Markt drängen. Da man sie nicht mehr 
lange bräuchte, rechnen sich die 
Brennstäbe vermutlich nicht für alle 
sechs. Müsste man sich genau an-
schauen und abwägen.

Alsleben: Sie sind ja wie die MIT für 
eine Stärkung des Emissionshandels 
als Klimaschutz-Instrument. Müss-
te man nicht so konsequent sein 
und nur noch auf Emissionshandel 
setzen und die ganzen anderen Ins-
trumente, Verbrenner-Verbot, ge-
setzliche Abschaltdaten für Kohle-
kraftwerke usw., abschaffen, weil 
wir dann ja über den Preis die CO2-
Mengen steuern? 

einfach sein. Der Inflation Reduction 
Act ist nicht gut kompatibel mit einem 
gemeinsamen Vorgehen beim Klima-
schutz. Da muss man hoffen, dass die 
aktuellen politischen Gespräche etwas 
bewegen.

Alsleben: Kommen wir zu den Sozial-
versicherungen: Gesundheit, Pflege, 
Rente, alles ist ja unter dem demo-
grafischen Damoklesschwert, wenn 
man es durchrechnet, so nicht mehr 
finanzierbar. Was ist die Lösung? 

Grimm: Der Sachverständigenrat hat 
die Rentenversicherung im Jahr 2020 
in den Blick genommen. Es liegen vom 
Beirat des Wirtschaftsministeriums, des 
Finanzministeriums, von verschiedens
ten Kommissionen, vom Sachverstän-

Grimm: Wir sollten in der Tat deutlich 
mehr auf den Emissionshandel setzen. 
In dem Bereich, wo wir den Emissions-
handel haben, da wurden die Emis-
sionsreduktionsziele erreicht. In den 
anderen Bereichen setzen wir immer 
wieder Sofortprogramme auf, von 
denen man eigentlich schon weiß, dass 
sie viel zu teuer sind und am Ende ihren 
Zweck auch nicht erfüllen. Es sollte 
höchste Priorität haben, in der Europäi-
schen Union auch für die Bereiche Mo-
bilität und Wärme einen Emissionshan-
del einzuführen. Aber auch dann bleibt 
die Herausforderung, dass Klimaschutz 
nur global gelingen kann und wir daher 
dringend mit anderen Staaten weltweit 
kooperieren müssen. Und gerade mit 
den USA, die sonst ein wichtiger Ko-
operationspartner sind, wird das nicht 



digenrat, Empfehlungen vor, die alle in 
die gleiche Richtung gehen: Man muss 
das Verhältnis von Arbeitszeit zu Ru-
hestand über das Erwerbsleben hin-
weg konstant halten und damit das 
Renteneintrittsalter anheben, wenn 
auch die Lebenserwartung steigt. Dies 
ist unerlässlich, um die Tragfähigkeit 
der Rentenversicherung wieder her-
zustellen. Wir müssen also das Ren-
teneintrittsalter erhöhen.  Man muss 
natürlich dann auch die Voraussetzun-
gen schaffen, dass die Leute tatsäch-
lich länger arbeiten können – etwa 
durch Weiterbildungen und eine An-
passung der Tätigkeiten entlang des 
Erwerbslebens. Denn das tatsächliche 
Renteneintrittsalter liegt ja deutlich 
unter dem gesetzlichen Rentenalter. 
Häufi g wird auch behauptet, eine hö-
here Erwerbsbeteiligung von Frauen 
oder mehr Zuwanderung würde das 
Problem lösen. Das ist ein Irrtum, 
denn die Menschen erwerben ja auch 
Ansprüche gegen die Rentenversiche-
rung, wenn sie mehr arbeiten.

Alsleben: Das größte Thema für die 
Betriebe neben den Energiepreisen 
ist der Fachkräftemangel, der ja in-
zwischen ein Arbeitskräftemangel 
ist. Was würden Sie sich da wün-
schen in Sachen Zuwanderung? 
Grimm: Zum einen haben wir die Gleich-
wertigkeitsprüfungen für die Qualifi -
kationen, die eigentlich in vielen Berei-
chen unnötig scharf sind und wirklich 
ein Hemmnis für die Zuwanderung. 

Alsleben: Weil der Arbeitgeber 
auch selbst entscheiden kann, ob 
derjenige geeignet ist? 
Grimm: Ja, man könnte auch den Ar-
beitsplatz zur wesentlichen Zugangs-
voraussetzung machen. Das wäre eine 
Richtung, in die man gehen kann und 
die wir auch im Gutachten vorschla-
gen. Man könnte die Westbalkan-Re-
gelung auf andere Länder ausweiten. 
Dann muss man natürlich sehr eng 
auch mit den Ländern kooperieren, 
um eben auch tatsächlich die Zuwan-
derungsströme in die Wege zu leiten, 
die Hemmnisse abzubauen. 

Alsleben: Wie viele brauchen wir da 
eigentlich? 
Grimm: Wenn man das aktuelle Er-
werbspersonenpotenzial aufrechter-
halten will, dann braucht man un-
ter der Annahme, dass sogar die Er-
werbsbeteiligung leicht steigt, eine 
Netto-Zuwanderung von 400.000 Per-
sonen pro Jahr. Das bedeutet brutto 
eine Zuwanderung von 1,5 Millionen 
Personen jährlich, da ja nicht alle blei-
ben.

Alsleben: Das wird für eine Gesell-
schaft nicht leicht. 
Grimm: Es wird vor allem nicht leicht, 
die Menschen und ihre Familien her-
zulocken. Uns fehlen dafür die Struk-
turen und das Mindset. Wir brauchen 
zum Beispiel eine serviceorientierte 
Agentur für Zuwanderung. Die kom-
munalen Ausländerbehörden haben 
den völlig falschen Fokus. Und dann 
müssen wir unsere Attraktivität für 
die Zuwanderer erhöhen: Wir brau-
chen etwa mehr Chancengerechtig-
keit an den Schulen, damit die Kinder 

der Zuwanderer nicht von vorneher-
ein benachteiligt sind. Wer seine Kin-
der nicht gut betreut weiß, der kommt 
nicht mit seiner Familie oder geht wie-
der. 

Alsleben: Jetzt komme ich zu etwas, 
was allenfalls den Mathematikern 
unter den Wissenschaftlern leicht-
fällt, nämlich Ja-Nein-Fragen. Sie 
können nur mit Ja oder Nein ant-
worten. Wird Deutschland aus die-
ser Krise gestärkt hervorgehen? 
Grimm: Ja. 

Alsleben: Werden wir in den nächsten 
Jahren Wohlstandsverluste erleben? 
Grimm: Ja. 

Alsleben: Wird sich Soziale Markt-
wirtschaft international als Wirt-
schaftsordnung durchsetzen? 
Grimm: Joker.

Alsleben: Wird Deutschland ohne 
Kernenergie ein klimaneutrales 
 Industrieland werden können? 
Grimm: Ja. 

Alsleben: Wird die Infl ation in den 
nächsten Jahren wieder in die Nähe 
von 2 Prozent sinken? 
Grimm: Ja. Ich glaube an die EZB. 

Alsleben: Am Schluss eine Satzver-
vollständigung: Wenn mir nach der 
nächsten Bundestagswahl das 
Wirtschaftsministerium angeboten 
würde…
Grimm: … dann würde ich versuchen, 
die Wirtschaftspolitik auf den Klima-
schutz auszurichten, aber marktwirt-
schaftlich. ••

„Man kann natürlich nicht für die gesamte 
Wirtschaft dauerhaft den Energiepreis 

unter dem Niveau der Marktpreise fördern. 
Aber man muss schon schauen, wo es zu 

Abwanderung kommt, die uns zum Beispiel 
in neue Abhängigkeiten bringt.“
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